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EDITORIAL

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Infor-
mationsfreiheit (BfDI) bewertet die Datenschutz-Grundver-
ordnung (DS-GVO) als europäisches Erfolgsmodell, das eine 
verbesserte Rechtsdurchsetzung garantiert.
„Die DS-GVO hat in Europa einen neuen Standard gesetzt, 
der zunehmend weltweit Eingang in die Datenschutzrege-
lungen anderer Länder findet. Auch sie wollen damit einen 
freien Datenverkehr ermöglichen, der Vertrauen bei den 
Bürgerinnen und Bürgern findet. Zu den Ländern, die sich 
an der DS-GVO orientieren, gehören unter anderem Japan, 
Korea, Israel, Brasilien und immer mehr Bundesstaaten der 
USA“, so der BfDI in seiner Mitteilung zum fünften Jahrestag 
des Inkrafttretens der DS-GVO.

Der Bitkom e. V. ist in einer Pressemitteilung zum Jahrestag 
nicht weniger emotional, kontert aber mit nüchternen Zah-
len, die sich weniger enthusiastisch zum Thema „Erfolgs-
modell“ lesen.
Die europäische Datenschutz-Grundverordnung hemme in 
großen Teilen der deutschen Wirtschaft Innovationen und 
werde als Hindernis für Wachstum und Wohlstand in der 
digitalen Welt wahrgenommen. Sechs von zehn Unterneh-
men (62 Prozent) zögerten bei der Datennutzung, weil sie 
befürchteten, gegen den Datenschutz zu verstoßen.

„Fast ebenso viele (60 Prozent) haben schon einmal Pläne 
für Innovationen gestoppt, weil datenschutzrechtliche Vor-
gaben oder Unsicherheiten sie dazu gezwungen haben. Da-
bei gibt jedes fünfte Unternehmen (22 Prozent) an, dass dies 

schon häufig der Fall war, bei 24 Prozent mehrfach und bei 
14 Prozent bislang einmal“, weiß der BITKOM zu berichten.

Die vermittelnde Ansicht und ggf. die „Wahrheit in der 
Mitte“ dürfte es ggf. sein, wenn der BfDI auf die kommen-
den Herausforderungen blickt, die die DS-GVO zu meistern 
haben wird:

•	 Wird es Europa mithilfe der DS-GVO (und anderen 
Normen) gelingen, die konkrete Regulierung von neu-
en Technologien, wie z. B. künstlicher Intelligenz (KI), 
sicherzustellen?

•	 Wird es in Zukunft (besser) gelingen, bei den großen, 
grenzüberschreitenden Fällen eine schnellere Bearbei-
tung sicherzustellen, damit diese über den einzelnen 
Fall hinaus Signalwirkung entfalten und Rechtssicher-
heit schaffen können?

•	 Wird es in Zukunft gelingen, auch in puncto daten-
schutzrechtliches Produktdesign eine Art Hersteller-
haftungzu etablieren (Art. 25 DS-GVO?), damit vor allem 
kleine und mittlere Unternehmen nicht dafür daten-
schutzrechtlich geradestehen müssen, was (gerade 
in Anbetracht der fortschreitenden Entwicklung von 
KI-Systemen) Aufgabe der großen Player wie Microsoft, 
Google und Amazon wäre?

Ihr Levent Ferik

Sagen Sie uns Ihre Meinung 
kundenservice@datakontext.com

Levent Ferik

https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/10_5-Jahre-DSGVO.html?nn=251944
https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2023/10_5-Jahre-DSGVO.html?nn=251944
https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Fuenf-Jahre-DS-GVO
mailto:kundenservice%40datakontext.com?subject=


3 	  NEWSBOX DATENSCHUTZ	 AUSGABE 7/2023

und sportliche Zwecke) und nach Beantragung des Sonderurlaubs beim 
Landesverwaltungsamt (LVwA) die Unterlagen der Personalakte der an-
tragstellenden Person beigefügt werden? Denn dadurch können perso-
nenbezogene Daten zur Religions-, Partei- oder Gewerkschaftszugehö-
rigkeit Eingang in die Personalakte finden.
In ihrem Tätigkeitsbericht aus 2022 (Ziffer 8.4) vertritt die Berliner 
Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit (BlnBDI)  die 
Auffassung, dass über die Prüfung der Voraussetzungen für den Son-
derurlaub hinaus keine Rechtsgrundlage erkennbar ist, die die Spei-
cherung von besonders geschützten Daten in der Personalakte legiti-
mieren würde.
Wie auch sonst im Beschäftigtendatenschutz sei hier zu prüfen, ob die 
Datenverarbeitung erforderlich ist. Aufgrund der zeitlichen Begrenzung 
des Sonderurlaubs sieht die BlnBDI es zwar als notwendig an, die Bewil-
ligung zur Akte zu speichern, um nachvollziehbar zu machen, in wel-
chem Umfang bereits Sonderurlaub gewährt wurde. Nicht notwendig 
seien dafür jedoch die Begründungen beziehungsweise die Nachweise 
für die Begründung des jeweiligen Sonderurlaubs, anhand derer Rück-
schlüsse auf die besonders geschützten Daten gezogen werden können.

Die conclusio ist damit:
In der Personalakte dürfen Informationen über den zeitlichen Umfang 
des bewilligten Sonderurlaubs gespeichert werden, nicht jedoch In-
formationen über die Art des Urlaubs oder die jeweilige Begründung, 
sofern diese Rückschlüsse auf besonders geschützte personenbezogene 
Daten zulassen.

Der hier beschriebene Fall mag sich zwar im Beamtenrecht abspielen, 
vergleichbare Fälle dürften aber auch im Beschäftigtendatenschutzrecht 
der Privatwirtschaft vorkommen, sodass es sich lohnt, etwaig vorhande-
ne Personalaktenrichtlinien daraufhin zu überprüfen, ob, welche und wie 
lange Gesundheitsdaten in der Personalakte gespeichert werden dürfen.

Besonders schützens-
werte Daten in Perso-
nalakten
Besonders sensible personenbezogene Daten dürfen nur in sehr 

begrenzten Ausnahmefällen im Rahmen von Beschäftigungsver-
hältnissen verarbeitet werden. Diese Daten umfassen beispiels-

weise Informationen, die Rückschlüsse auf den Gesundheitszustand 
oder die politische Überzeugung der Beschäftigten zulassen, sowie Hin-
weise auf religiöse Diskriminierung oder rassistische Verfolgung bieten 
können. Auch Informationen über Gewerkschaftszugehörigkeit fallen 
unter diesen speziellen Schutz.
Wie ist datenschutzrechtlich ein Sachverhalt zu beurteilen, im Rah-
men dessen Beamte nach der Sonderurlaubsverordnung (SUrlV) des 
jeweiligen Bundeslands für besondere Zwecke Urlaubstage beantragen 
können (u. a. staatspolitische, kirchliche, fachliche, gewerkschaftliche 
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https://www.datenschutz-berlin.de/fileadmin/user_upload/pdf/jahresbericht/BlnBDI-Jahresbericht-2022-Web.pdf
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Grenzen des Missbrauchs des 
Auskunftsrechts
In der jüngeren Vergangenheit hat sich der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) mit zahlreichen Vorlagefragen zu datenschutzrechtlichen The-
men befassen müssen. Darunter befanden sich auch etliche Fragestel-
lungen, die sich mit dem Inhalt und der Weite des Auskunftsanspruchs 
aus Art. 15 DS-GVO befassten. Der EuGH konkretisierte beispielsweise im 
Rahmen seines Urteils, ob im Rahmen des Auskunftsrechts die Identität 
der Empfänger offenzulegen  sind.
In der Rechtssache C-487/21, Urt. v. 04.05.2023  (Österreichische Da-
tenschutzbehörde gegen CRIF GmbH) hatte der Europäische Gerichtshof 
vor Kurzem die Gelegenheit, Art. 15 Abs. 3 der DS-GVO auszulegen und 
hat sich in diesem Zusammenhang auch zu den Streitfragen im Hinblick 
auf das „Recht auf Datenkopie“ geäußert.

Weiter auf DataAgenda lesen 
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Jetzt anmelden: www.datakontext.com

Zertifizierung zum  
betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten 
Teil 1: Einführung in den Datenschutz 
für die Privatwirtschaft

04.–08.09.2023 | Berlin 
Referenten: RA Andreas Jaspers,  
Thomas Müthlein, Prof. Dr. Rolf Schwartmann

Praxisthemen:
✓ Einführung in das Datenschutzrecht
✓ Arbeitnehmerdatenschutz
✓ Kundendatenschutz und Fallübungen
✓ Umsetzung des Datenschutzes in der Praxis
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https://dataagenda.de/eugh-konkretisiert-auskunftsrecht-identitaet-der-empfaenger-sind-offenzulegen/
https://dataagenda.de/gdd-beleuchtet-eugh-urteil-zum-anspruch-auf-datenkopie/
https://dataagenda.de/grenzen-des-missbrauchs-beim-auskunftsrecht/ 
https://www.datakontext.com/datenschutz/shop/seminare/568/teil-1-einfuehrung-in-den-datenschutz-fuer-die-privatwirtschaft?number=SW10569.74
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In der Rechtssache C-487/21, Urt. v. 04.05.2023  (Österreichische Da-
tenschutzbehörde gegen CRIF GmbH) hatte der Europäische Gerichts-
hof vor Kurzem die Gelegenheit, Art. 15 Abs. 3 der DS-GVO auszulegen 

und hat sich in diesem Zusammenhang auch zu den eingangs genann-
ten Streitfragen geäußert.
Nach Art. 15 Abs. 3 DS-GVO hat der Verantwortliche dem Antragsteller im 
Rahmen des Auskunftsbegehrens „eine Kopie der personenbezogenen 
Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind“, zur Verfügung zu stellen.

Im Zusammenhang mit diesem Anspruch auf Datenkopie waren bislang 
insbesondere die folgenden beiden praxisrelevanten Fragen umstritten:

•	 Was ist mit dem Begriff der „Kopie“ i. S. v. Art. 15 Abs. 3 DS-GVO 
gemeint? Ist eine Fotokopie i. S. d. allgemeinen Sprachgebrauchs 
gemeint, also eine Ablichtung des Originaldokuments? Oder bedarf 
es einer spezifischen datenschutzrechtlichen Auslegung, die losge-
löst ist vom allgemeinen Sprachgebrauch?

•	 In welchem Verhältnis steht der Anspruch auf Kopie zum allge-
meinen Auskunftsanspruch nach Art. 15 Abs. 1 DS-GVO? Praktisch 
bedeutsam ist vor allem die Frage, ob der Antragsteller die Kopie 
explizit beantragen muss oder er diese automatisch erhält, wenn er 
Auskunft verlangt.

Die weitreichenden Konsequenzen dieses Urteils hat die Gesellschaft für 
Datenschutz und Datensicherheit (GDD) e. V. zum Anlass für eine genau-
ere Betrachtung des Urteils  genommen.

GDD e. V. beleuchtet EuGH-Urteil zum 
„Anspruch auf Datenkopie“
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https://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?num=C-487/21
https://www.gdd.de/aktuelles/startseite/eugh-urteil-zum-anspruch-auf-datenkopie-nach-art-15-abs-3-ds-gvo-eine-entscheidung-mit-weitreichenden-konsequenzen-fuer-die-praxis
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von Art. 6 Abs. 1 lit. a DS-GVO. Mittels einer Einwilligung können gegebe-
nenfalls Verarbeitungen gerechtfertigt werden, die allein aufgrund der 
gesetzlichen Tatbestände ausgeschlossen wären (vgl. GDD-Praxishilfe 
DS-GVO XIII Einwilligung ).

Eine der vielen Rechtsfragen, die die Einwilligung in der Praxis nach 
wie vor bereithält, ist die Frage danach, wie es sich auswirkt, wenn ein 
Verantwortlicher der betroffenen Person die Notwendigkeit einer Ein-
willigung zumindest suggeriert, obwohl die Datenverarbeitung bereits 
durch einen anderen Erlaubnistatbestand legitimiert werden kann.

Zu dieser Frage vertritt die Sächsische Datenschutz-und Transparenzbe-
auftragte in ihrem Tätigkeitsbericht 2022 (Ziffer 2.3)  eine klare Mei-
nung: „Eine Datenerhebung kann sich entweder auf eine gesetzliche 
Grundlage oder auf eine Einwilligungserklärung stützen.“

Eine Einwilligung scheidet nach Auffassung der Sächsischen Daten-
schutzbeauftragten als Rechtsgrundlage regelmäßig aus, wenn eine 
gesetzliche Verarbeitungsbefugnis im Raum steht (so auch: Kühling/
Buchner Kommentar zur DS-GVO und BDSG. Art. 6 Rdnr. 24).
Eine Kombination dieser beiden Rechtsgrundlagen betrachtet die 
Datenschutzbeauftragte in ihrem aktuellen Tätigkeitsbericht als einen 
Verstoß gegen Treu und Glauben im Sinne von Art. 5 Abs. 1 Buchst. a 
DS-GVO, wenn der betroffenen Person einerseits signalisiert wird, 
dass es für die Datenverarbeitung auf deren Einwilligung ankäme, 
andererseits aber doch jederzeit auf die Alternative der gesetzli-
chen Verarbeitungsbefugnis zurückgegriffen werden kann. Entweder 
werde eine Datenerhebung oder -übermittlung auf eine gesetzliche 
Grundlage gestützt, oder sie erfolge auf der Grundlage einer Einwil-
ligungserklärung. Eine „Kombination“ beider Rechtsgrundlagen halte 
sie nicht für zulässig.

Einwilligung als 
„zusätzliche Rechts
grundlage“
A rt. 4 Nr. 11 DS-GVO definiert die Einwilligung als „jede freiwillig 

für den bestimmten Fall, in informierter Weise und unmissver-
ständlich abgegebene Willensbekundung in Form einer Erklä-

rung oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung, mit der 
die betroffene Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung 
der sie betreffenden personenbezogenen Daten einverstanden ist.“

Die Einwilligung ist daher einerseits Betroffenenrecht, da sie der be-
troffenen Person die Möglichkeit gibt, aktiv über die Verarbeitung, ihre 
Zwecke und näheren Umstände zu bestimmen. Andererseits ist sie aus 
Sicht des Verantwortlichen ein vollgültiger Erlaubnistatbestand im Sinne 
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https://www.gdd.de/downloads/praxishilfen/GDD-Praxishilfe_DS-GVO_13.pdf
https://www.datenschutz.sachsen.de/download/taetigkeitsberichte/Taetigkeitsbericht_Datenschutz_2022.pdf
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Allerdings besteht das Problem darin, dass Arbeitgeber Kontaktdaten 
wie E-Mail-Adressen und Handynummern ehemaliger Mitarbeiter nicht 
einfach speichern dürfen. Die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung der 
Beschäftigtendaten ist in der Regel § 26 Abs. 1 S. 1 BDSG, soweit diese 
Daten für die Aufnahme, Durchführung oder Beendigung des Beschäfti-
gungsverhältnisses erforderlich sind.

Möchte ein Verantwortlicher bzw. die Personalabteilung Kontaktdaten 
wie private Telefonnummer oder E-Mail-Adresse verarbeiten und ggf. 
sogar nach dem Ende des Beschäftigungsverhältnisses eine Zeit lang 
aufheben, wird dafür die Einwilligung der betroffenen Personen benö-
tigt. Die schriftliche Einwilligung sollte u. a. unter Angabe des genauen 
Zwecks und dem Hinweis auf die Widerrufbarkeit der Einwilligung ein-
geholt werden.

Dass der Versuch einer „Mitarbeiterrückgewinnung“ zu datenschutz-
rechtlichen Verwerfungen führen kann, zeigt ein Fall aus dem aktuellen 
Tätigkeitsbericht der Sächsischen Datenschutz- und Transparenzbe-
auftragten (2.2.14 Unerwartete Telefonanrufe zur Werbung von Mitar-
beitenden ). Die Personalverwaltung eines Unternehmens wollte in 
Zeiten des Personalmangels ehemalige Mitarbeiter kontaktieren, um sie 
zur Rückkehr zu bewegen. Die Rufnummer wurde in dem Fall über eine 
aktuell bei dem Verantwortlichen beschäftigte Mitarbeiterin eingeholt. 
Nach einer Beschwerde der ehemaligen Beschäftigten schaltete sich die 
Aufsichtsbehörde ein und stellte wie folgt fest:
„Telefonische Kontaktdaten zur Anwerbung von Arbeitskräften haben 
ordnungsgemäß erhoben zu sein. Vor telefonischer Kontaktaufnahme ist 
die Empfangsbereitschaft betroffener Personen zur Ansprache zu klären. 
In Zweifelsfällen sollte auf eine Zustimmung zur Kontaktaufnahme nicht 
verzichtet werden.“

Recruiting durch 
Cold Call

G rundsätzlich sind Unternehmen dazu verpflichtet, nach dem 
Ausscheiden von Mitarbeiter:innen deren Daten zu löschen. 
Jedoch gibt es verschiedene Ausnahmen und Aufbewahrungs-

fristen, die Unternehmen sogar dazu verpflichten, Daten ehemaliger 
Mitarbeiter:innen über einen gewissen Zeitraum aufzubewahren.

Es gibt Situationen, in denen Mitarbeiter:innen einen Betrieb aus per-
sönlichen Gründen verlassen, sei es aufgrund eines Umzugs oder um bei 
einem anderen Arbeitgeber neue Berufserfahrungen zu sammeln. Eine 
Kündigung bedeutet jedoch nicht zwangsläufig das endgültige Ende der 
Zusammenarbeit. Daher kann es für Unternehmen von Vorteil sein, den 
Kontakt zu ehemaligen Mitarbeitern aufrechtzuerhalten.
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https://www.datenschutz.sachsen.de/download/taetigkeitsberichte/Taetigkeitsbericht_Datenschutz_2022.pdf
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Jetzt anmelden: www.datakontext.com

16. GDD-Sommer-Workshop
für Datenschutzbeauftragte und -berater 
sowie Datenschutzdienstleister

28.–30.08.2023 | Timmendorfer Strand 

Praxisthemen:
✓ Aktuelle Entwicklungen im Datenschutz
✓ Trans-Atlantic Data Privacy Framework
✓  Das Auskunftsrecht im Licht aktueller

EuGH-Entscheidungen

✓  Informationssicherheit vs. Datenschutz bei der Nutzung von M365
✓  Aktuelle (und nicht ganz gelöste) Rechtsfragen

der Auftragsverarbeitung
✓ KPI und Kennzahlen
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https://www.datakontext.com/veranstaltung-suchen/datenschutz/kongresse-und-workshops/167/16.-gdd-sommer-workshop-fuer-datenschutzbeauftragte-und-berater-sowie-datenschutzdienstleister
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Der europäische Gesetzgeber hat vor dem Hintergrund der Aus-
weitung des internationalen Handels die Übermittlung perso-
nenbezogener Daten an Datenempfänger in Drittländern unter 

besondere datenschutzrechtliche Anforderungen gestellt, um Rechte 
und Freiheiten von Betroffenen zu schützen. Ziel ist es, das durch die 
Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) unionsweit gewährleistete 
Schutzniveau für natürliche Personen nicht zu untergraben, wenn per-
sonenbezogene Daten in ein Drittland transferiert werden. Die Artikel 
44 ff. aus Kapitel V der DS-GVO geben die Bedingungen vor, nach denen 
Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter, die der DS-GVO unterliegen, 
personenbezogene Daten in Drittländer übermitteln dürfen.

Der Bayerische Landesbeauftragte für den Datenschutz
Die Fragen rund um das Thema internationaler Datentransfer sind nach 
dem sog. „Schrems II“-Urteil des Europäischen Gerichtshofs um ein 
Vielfaches komplexer geworden. Der Bayerische Landesbeauftragte für 
den Datenschutz (BayLDA) möchte hier mit seiner aktuellen Orientie-
rungshilfe „Internationale Datentransfers“  ein wenig Licht ins Dunkel 
bringen.

Erfahren Sie auf DataAgenda , welche Orientierungshilfen die GDD, die 
GMDS-Arbeitsgruppe sowie der Landesbeauftragte für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit Baden-Württemberg zum Thema bereit-
halten.

Internationaler Datentransfer: BayLDA (u. a.) 
gibt Orientierung
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https://www.datenschutz-bayern.de/datenschutzreform2018/OH_Drittstaatentransfer.pdf
https://dataagenda.de/internationaler-datentransfer-baylda-u-a-geben-orientierung/
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Rechtliche Grundlagen für das 
sogenannte Active Sourcing
Active Sourcing ist eine Personalbeschaffungsstrategie, bei der Unterneh-
men proaktiv nach qualifizierten Kandidaten suchen, anstatt passiv auf Be-
werbungen zu warten. Bei dieser Methode geht es darum, potenzielle Kan-
didaten direkt anzusprechen und zu rekrutieren, anstatt sich ausschließlich 
auf traditionelle Stellenanzeigen und Bewerbungen zu verlassen.
Beim Active Sourcing nutzen Unternehmen verschiedene Techniken und Ka-
näle, um geeignete Kandidaten zu identifizieren und mit ihnen in Kontakt zu 
treten. Dazu gehören beispielsweise die Nutzung von Online-Jobportalen, so-
zialen Netzwerken wie LinkedIn oder XING, das Durchsuchen von beruflichen 
Netzwerken, das Sammeln von Informationen aus Fachveröffentlichungen 
und die Kontaktaufnahme per E-Mail oder über direkte Nachrichten.
Aus der Perspektive des Datenschutzes stellt sich bereits die Frage nach 
einer belastbaren Rechtsgrundlage, wenn ein Unternehmen Active Sour-
cing betreiben möchte.
Der Hessische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit (HBDI) 
geht in seinem 51. Tätigkeitsbericht zum Datenschutz  auf die datenschutz-
rechtlichen Feinheiten dieser Personalbeschaffungsstrategie ein (Ziffer 11.3).

Weiter auf DataAgenda lesen 

Jetzt bewerben: Wissenschafts
preis in den Bereichen Daten-
schutz und Datensicherheit
In diesem Jahr vergibt die GDD e. V. erneut einen Wissenschaftspreis 
für herausragende wissenschaftliche Arbeiten in den Bereichen Daten-
schutz und Datensicherheit. Das Preisgeld beträgt 5.000 Euro. Es kann 
auch auf mehrere Arbeiten aufgeteilt werden.
Der Preis soll bevorzugt an Nachwuchswissenschaftler:innen vergeben 
werden. Es sollen fertiggestellte oder in der Fertigstellung befindliche 
Abschlussarbeiten oder Doktorarbeiten ausgezeichnet werden. In Betracht 
kommen neben Arbeiten aus den Rechtswissenschaften, Wirtschaftswis-
senschaften und der Informatik auch Arbeiten aus anderen Wissenschafts-
disziplinen, in denen Fragen 
aus den Bereichen Daten-
schutz und Datensicherheit 
behandelt werden. Voraus-
setzung für die Vergabe des 
Wissenschaftspreises ist die 
Erfüllung der wissenschaftli-
chen Exzellenzkriterien.
Die Arbeiten müssen mit Be-
fürwortung des betreuenden 
Hochschullehrers bis zum 31. 
Juli 2023 bei der GDD-Ge-
schäftsstelle eingereicht 
werden.
Weitere Informationen zum 
Wissenschaftspreis 2023 
stehen als PDF-Datei  und 
als Word-Dokument  zum 
Download zur Verfügung. Fo
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https://www.zaftda.de/tb-bundeslaender/hessen/landesdatenschutzbeauftragter-2/838-51-tb-lfd-hessen-2022-20-9575-vom-18-04-2023/file
https://dataagenda.de/rechtsgrundlage-fuer-sog-active-sourcing/
https://www.gdd.de/downloads/Wissenschaftspreis2023.pdf
https://www.gdd.de/downloads/Wissenschaftspreis2023.docx
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IT-Sicherheitsvorfall: BSI gibt 
Tipps für „Erste Hilfe“
Ein IT-Sicherheitsvorfall bezieht sich auf eine Situation, in der die Integ-
rität, Vertraulichkeit oder Verfügbarkeit von IT-Systemen oder Daten in 
einem Unternehmen gefährdet ist oder verletzt wurde. Dies kann ver-
schiedene Formen annehmen, wie z. B. unbefugter Zugriff auf sensible 
Informationen, Datenlecks, Malware-Infektionen, Denial-of-Service-An-
griffe, Phishing oder Social Engineering.
Es ist aus mehreren Gründen wichtig, dass Unternehmen auf IT-Sicher-
heitsvorfälle vorbereitet sind:

Weiter auf DataAgenda lesen 
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E-LEARNING 
DATENSCHUTZ

NEU
Zusatzmodule für 
Marketing & HR

Für nur 14,90 €* Ihr 
Datenschutzrisiko mindern!
*Netto-Einstiegspreis pro E-Learning-Kurs

Jetzt kostenlos testen:  
elearning-mit-zertifikat.de

https://dataagenda.de/it-sicherheitsvorfall-bsi-gibt-tipps-fuer-erste-hilfe/
https://elearning-mit-zertifikat.de
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Data Agenda Podcast Folge 41:  
So hält das Urheberrecht den Anforderungen der 
künstlichen Intelligenz stand
Beim Einsatz von generativer künstlicher Intelligenz (KI) spielt neben 
dem Datenschutzrecht auch das Urheberrecht eine wichtige Rolle. Die 
Rechtsbereiche dürfen nicht miteinander vermischt werden. Welche 
Rechte bei der Erstellung neuer Inhalte bzw. beim Training der KI be-
troffen sind (Input) und zum anderen, welche Rechte mit den von der KI 
(mit-)erzeugten Inhalten, sei es Musik, Text oder Bild, verbunden sind 
und wem sie zustehen (Output), ist eine komplexe Problematik. Im Rah-
men einer automatisierten Analyse von einzelnen oder mehreren digi-
talen oder digitalisierten Werken darf man Informationen und Muster 
gewinnen.
Aber wo liegen die Grenzen? Darum geht es im Podcast mit Professor 
Dr. Christian-Henner Hentsch von der Kölner Forschungsstelle für Medi-
enrecht an der TH Köln und Leiter Recht und Regulierung des GAME.
Zum Podcast bitte hier  klicken.

Weitere Folgen unter DataAgenda.de/podcast 

Folge #41
So hält das Urheberrecht den
Anforderungen der KI stand

Der Experten-Talk  mit 
Prof. Dr. Schwartmann

Prof. Dr. Christian-Henner Hentsch

Folge #41
So hält das Urheberrecht den 
Anforderungen der KI stand

Der Experten-Talk mit
Prof. Dr. Schwartmann

Prof. Dr. Christian-Henner Hentsch

https://dataagenda.de/folge-41-so-haelt-das-urheberrecht-den-anforderungen-der-ki-stand/
https://dataagenda.de/folge-41-so-haelt-das-urheberrecht-den-anforderungen-der-ki-stand/
https://dataagenda.de/podcast
https://dataagenda.de/podcast/
https://dataagenda.de/podcast/
https://dataagenda.de/folge-41-so-haelt-das-urheberrecht-den-anforderungen-der-ki-stand/
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DATAKONTEXT GmbH 
Augustinusstraße 11 A 
50226 Frechen

Telefon:	+49 2234 98949-30 
Fax:	 +49 2234 98949-32 

kundenservice@datakontext.com 
www.datakontext.com

Geschäftsführung:  
Dr. Karl Ulrich 
Amtsgericht Köln, HRB 82299

Newsletter 
Möchten Sie bei Erscheinen der aktuellen Datenschutz Newsbox 
informiert werden und so keine Ausgabe mehr verpassen? 
Dann tragen Sie sich unverbindlich und kostenlos ein unter: 
www.datakontext.com/newsletter

Jetzt anmelden: www.datakontext.com

Wechsel leicht gemacht – 
Der Umzugsservice zum DataAgenda 
Datenschutz Manager

26.07.2023 | Online 
Referent: Dr. Tobias Jacquemain

Praxisthemen:

✓  Einführung in den DataAgenda Datenschutz Manager

✓  Zentrale Anwendung für Ihre Dokumentationspflichten

✓  Einfacher Datenimport aus anderen Systemen

✓ Praxisbeispiel
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Jetzt für 0,- Euro 
teilnehmen

http://www.datakontext.com/newsletter
https://www.datakontext.com/datenschutz/shop/produkt-webinare/1214/wechsel-leicht-gemacht-der-umzugsservice-zum-dataagenda-datenschutz-manager-webinar?c=958
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